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Die Abgeordneten zum Nationalrat Grandits, Petrovic, Freundin­
nen und Freunde haben am 9. April 1992 unter der Nr~ 2807/J an 
mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend die 
jüngsten Entwicklungen in EI Salvador gerichtet, die folgenden 
Wortlaut hat: 

0010 Was wird die österreichische Bundesregierung unternehmen, 
um den eingeleiteten Friedensprozeß zu unterstützen und zu 
einer demokratischen Entwicklung in EI Salvador beizutragen? 

2. Inwieweit ist bei von österreichischer seite geförderten 
Projekten daran gedacht, die bislang vernachlässigte bäuer­
liche Bevölkerung zu fördern und in den Aufbauprozeß zu 
integrieren? 

3. Während des Bürgerkrieges ließen die Sicherheitskräfte der 
Regierung über 9.000 Personen verschwinden. Welche Möglich­
keiten hat die österreichische Bundesregierung, sich für 
die Freilassung bzw. Auffindung dieser Menschen einzusetzen? 

4. Welche Möglichkeiten sieht die österreichische Bundesregie­
rung, sich dafür einzusetzen, daß es zu einer vollständigen 
Freiheit für Presse und Fernsehen, zu Pluralismus der poli­
tischen Parteien sowie zur Aufhebung von etwaigen Aus­
nahme- und Belagerungszuständen kommt? 
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5. Nach dem Scheitern der bisherigen Entwicklungspolitik 
müssen auch in den Industrieländern neue Überlegungen zur 
Entwicklungspolitik angestellt werden, die Verbesserungen 
der weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen zugunsten der 
Entwicklungsländer beinhalten müssen. Inwiefern wurden 
diese Überlegungen in Bezug auf die finanzielle und soziale 
Aufbauarbeit in EI Salvador miteinbezogen?VV 

Einleitend möchte ich darauf hinweisen, daß unter der 

Nr. 2806/J-NR/1992 an den Herrn Bundesminister für auswärtige 

Angelegenheiten eine gleichlautende Anfrage gerichtet wurde. Um 
wiederholungen zu vermeiden, verweise ich bezüglich der Fragen 

1, 3 und 4 auf die Beantwortung dieser parlamentarischen 
Anfrage. 

Zu Frage 2: 

Schwerpunkt länder der österreichischen Entwicklungszusammen­

arbeit waren in Zentralamerika bisher Costa Rica, Guatemala und 
Nicaragua. Um den eingeleiteten Friedensprozeß und die demo­

kratische Entwicklung in EI Salvador zu unterstützen, ist ge­

plant, die Entwicklungszusammenarbeit auch auf EI Salvador aus­
zudehnen. Als erste Maßnahme hat Österreich aus Entwicklungs­
hilfemitteln einen Beitrag zum Wiederaufbauprogramm des Landes 

in Form eines weichen Kredits in Höhe von US$ 5 Mio anläßlich 

des Gebertreffens für EI Salvador am 23. März 1992 in 

Washington zugesagt. Der Kredit soll im Rahmen des von der 

salvadorianischen Regierung ausgearbeiteten 5-Jahres-Plans zum 

Wiederaufbau des Landes prioritär für Projekte im Energiesektor 
verwendet werden. 

Vom Bund finanzierte Entwicklungsprojekte gibt es derzeit in 
EI Salvador nicht. Um eine Zusammenarbeit in diesem Bereich 

vorzubereiten, hat der Rat für Entwicklungszusammenarbeit in 
Managua nicht nur an der erwähnten Weltbanktagung teilgenommen, 

sondern auch im Mai d.J. eine Erkundungsmission in EI Salvador 

selbst durchgeführt. Die Erkenntnisse aus dieser Mission werden 

über die Art der künftigen Zusammenarbeit bestimmend sein. Da 

die Bekämpfung der Armut durch Schaffung produktiver Arbeits­

plätze und Ankurbelung wirtschaftlicher Aktivitäten, z.B. durch 
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Förderung des informellen Sektors und der ländlichen Entwick­
lung, zu den prioritären Zielen der österreichischen Entwick­

lungszusammenarbeit gehören, wird auch die Möglichkeit einer 
Zusammenarbeit auf diesen Gebieten geprüft werden. 

Zu Frage 5: 

Von einem generellen Scheitern der bisherigen Entwicklungs­

politik kann meines Erachtens nicht gesprochen werden. Es 
trifft aber sicher zu, daß die in den letzten Jahrzehnten von 

den Industrieländern verfolgte Entwicklungspolitik nicht alle 

in sie gesetzten Erwartungen erfüllt hat. 

Es ist daher notwendig, die bisherigen Formen der Entwicklungs­
zusammenarbeit zu überdenken, überkommene Strukturen zu ver­

bessern und die Entwicklungspolitik den geänderten Rahmenbe­

dingungen anzupassen, ohne dabei von den Prinzipien der Soli­

darität mit und der moralischen Verantwortung gegenüber den 

Menschen des Südens abzugehen. Nach dem Ende des Kalten Kriegs 

ist offensichtlich geworden, daß die größte Herausforderung für 

die Zukunft darin liegen wird, die Interessensgegensätze 
zwischen Nord und Süd abzubauen und so eine reale Verbesserung 
der Lebensbedingungen für die Menschen im Süden zu erreichen. 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen in der Entwicklungszusam­

menarbeit und den Ergebnissen des Dialogs zwischen den In­

dustriestaaten und den Entwicklungsländern in den internatio­

nalen Foren haben die im Entwicklungsausschuß der OECD zusam­

mengeschlossenen Industriestaaten im Jahr 1989 ein umfang­

reiches grundsätzliches Dokument über die Entwicklungszusammen­

arbeit in den 90-er Jahren angenommen. Das gemeinsame Streben 
mit den Entwicklungsländern nach einerbreitfundierten, nach­
haltigen und sozial gerechten Entwicklung wird darin als das 
zentrale Motiv für die Gestaltung des Prioritätenkatalogs der 

Entwicklungszusammenarbeit betrachtet und die möglichen Ansatz­

punkte für die Hilfe der Geber aufgezeigt. Gleichzeitig wird 

die Notwendigkeit einer effizienten, besser auf die Ziele der 

2768/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 3 von 4

www.parlament.gv.at



- 4 -

Entwicklungszusammenarbeit abgestimmten Wirtschaftspolitik der 
OECD-Länder hervorgehoben. Eine der wichtigsten Aufgaben der 
kommenden Jahre wird es sein, sicherzustellen, daß bei der 
Gestaltung der künftigen Entwicklungspolitik der OE CD-Länder 
auch Elemente aus verschiedenen anderen Politikbereichen - von 
der Außen- bis zur Zollpolitik, von der Landwirtschafts- bis 
zur Außenhandelspolitik - miteinbezogen werden. 

Der Entscheidung über die Beteiligung österreichs am Wiederauf­
bau EI Salvadors wurden die Kriterien des Dreijahresprogramms 
der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit zugrunde gelegt. 
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